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Zusammenfassung

Die Entwicklung von Mindeststandards zur Personalbemessung in den USA ist aus deutscher Sicht insofern
vorbildhaft, als dass zumindest die Empfehlungen auf der Basis umfangreichen Datenmaterials zum Zusam-
menhang von Personalausstattung und Pflegequalitit beruhen. Die tatsichlich umgesetzten Mindeststandards
in den einzelnen Bundesstaaten liegen teilweise deutlich unter diesen Empfehlungen — was durch politische
und finanzielle Restriktionen erkldrbar sein diirfte. Die empirischen Erfahrungen aus den USA zeigen dariiber
hinaus, dass Einrichtungen ohne entsprechende Vorgaben zur Erfiillung der gesetzlichen Mindeststandards
vor allem in die Neueinstellung von Pflegehilfskrdften, also in vergleichsweise gering qualifiziertes Personal
investieren. Vor diesem Hintergrund wiirde in Deutschland die Entwicklung eines Verfahrens zur Personalbe-
messung allein weder die Personalausstattung in den Einrichtungen hinreichend erhohen noch die Pflegequa-
litit verbessern. Dazu miissten die zustindigen Behorden in den Bundeslindern dazu verpflichtet werden, die
Einhaltung des postulierten bundesweit einheitlichen Personalbedarfs einschliefSlich einer ambitionierten
Fachkraftquote zu iiberpriifen und ggf. auch zu sanktionieren.

From a German perspective, the development of minimum standards for personnel allocation in the USA is
exemplary in so far as the recommendations are based on extensive data on the connection between staffing
and nursing care quality. The minimum standards actually implemented in the individual states are in some
cases significantly lower than these recommendations — which is probably due to political and financial restric-
tions. The empirical experience from the USA also shows that nursing facilities without the requirements for
meeting the legal minimum standards invest primarily in recruiting new nursing assistants, i. e. in compara-
tively low-skilled personnel. Against this backdrop, the sole development of a personnel allocation procedure
in Germany would neither sufficiently increase staffing levels in the facilities nor improve nursing care quality.
To this end, the authorities in the federal states would have to be obliged to check compliance with the postu-
lated uniform personnel requirements throughout Germany, including an ambitious ratio of skilled workers,
and - if necessary - to sanction non-compliance.



156

14.1 Hintergrund

Mit dem Pflegestirkungsgesetz II hat der Gesetz-
geber erstmals ein Verfahren zur Entwicklung eines
Systems der Personalbemessung in der stationaren
Langzeitpflege gesetzlich verankert. Gemafd § 113¢c
SGB XI soll bis zum 30. Juni 2020 ein strukturiertes,
empirisch abgesichertes und valides Verfahren auf
der Basis des durchschnittlichen Versorgungsauf-
wands fiir direkte und indirekte pflegerische Maf3-
nahmen unter Beriicksichtigung der fachlichen
Ziele des neuen Pflegebedirftigkeitsbegriffs ent-
wickelt werden.

Vor diesem Hintergrund analysiert dieser Bei-
trag den Zusammenhang zwischen Mafinahmen
zur gesetzlichen Personalbemessung und Pflege-
qualitdt. Die vorliegende Evidenz bezieht sich aus-
schliefilich auf gesetzliche Mafinahmen zur Perso-
nalbemessung in den USA. Trotz der unterschied-
lichen Voraussetzungen — insbesondere im Hinblick
auf die Qualifikation der Pflegekrifte — lassen sich
wertvolle Schlussfolgerungen fiir den Zusammen-
hang zwischen Personalausstattung und Pflegequa-
litdt sowie im Hinblick auf die Implementation von
Mafinahmen zur gesetzlichen Personalbemessung
in Deutschland ableiten.'

14.2 Zusammenhang gesetzliche
Personalbemessung und Pflege-
qualitat

In diesem Abschnitt gehen wir der Frage nach, wel-
che Effekte Mafinahmen zur gesetzlichen Personal-
bemessung auf die Qualitdt der Versorgung in der
stationdren Langzeitpflege haben. Die vorliegende
Evidenz bezieht sich ausschliefllich auf einschlagige
Forschungen im US-amerikanischen Versorgungs-
kontext.? Ahnliche Studien mit vergleichbarer me-

1 Dieser Beitrag beruht auf einem ausfiihrlicheren Gutach-
ten, das die Autoren im Auftrag der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft (verdi) im Jahr 2016 veroffentlicht
haben (GreB und Stegmdtiller 2016).

2 Die Vorgaben zur gesetzlichen Personalbemessung beru-
hen auf umfangreichem Studienmaterial zum Zusammen-
hang von Personalbesetzung und Pflegequalitdt (vgl. hier-
zu insbesondere die Reviews von Bostick et al. 2006; Collier
und Harrington 2008; Spilsbury et al. 2011).
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thodischer Qualitét aus Deutschland liegen derzeit
nicht vor.

14.2.1 Manahmen zur gesetzlichen
Personalbemessung in den USA

In den USA gilt seit 1987 ein landesweiter Standard
fir die Personalbemessung in Pflegeheimen, die
von den offentlichen Versicherungsprogrammen
Medicaid und Medicare zertifiziert sind. Dieser
Minimumstandard sieht allerdings weder spezifi-
sche Relationen zwischen Pflegekriften und Pflege-
bediirftigen noch eine bestimmte Mindestanzahl
von Pflegestunden pro Pflegebediirftigen vor. Es ist
lediglich vorgeschrieben, dass 24 Stunden am Tag
und sieben Tage in der Woche eine ausgebildete
Pflegekraft vor Ort sein muss. Seit der Einfithrung
des landesweiten Mindeststandards haben insge-
samt 37 Bundesstaaten weitergehende Standards
etabliert. In den verbleibenden Bundesstaaten gilt
der landesweite Mindeststandard (Bowblis 2011;
Chen und Grabowski 2015).

Die Regelungen in den Bundesstaaten unter-
scheiden sich erheblich im Hinblick darauf, wie
viele Stunden direkte Pflegeleistungen pro Tag pro
Pflegebediirftigen erbracht werden miissen. Die
Bandbereite reicht von 1,78 Stunden in Montana
bis hin zu 3,7 Stunden in Maine (Bowblis 2011;
Harrington et al. 2012).3 Selbst die obere Bandbreite
der Mindeststandards in den Bundesstaaten liegt
noch deutlich unter den Empfehlungen einer inter-
disziplindr zusammengesetzten Expertenkommis-
sion, die im Jahr 1999 im so genannten Hartford-
Report auf der Grundlage der seinerzeit vorliegen-
den Evidenz eine Untergrenze von 4,55 Stunden
direkter Pflege pro Pflegebediirftigem empfohlen
hat. Bestandteil der Empfehlungen in dem Report
war allerdings auch das dringende Votum, die
finanzielle Ausstattung der Pflegeheime und die
Bezahlung der Pflegekrifte zu verbessern. In einer
weiteren Empfehlung auf Basis von Daten iiber den
Zusammenhang von Personalausstattung und

3 Die entsprechenden Werte sind fir Einrichtungen mit 100
Pflegebediirftigen standardisiert und basieren auf for-
malen Arbeitszeiten ohne Berlicksichtigung von Ausfalls-
zeiten wie Urlaub oder Krankheit.
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14.2 - Zusammenhang gesetzliche Personalbemessung und Pflegequalitat

O Tab. 14.1 Uberblick Giber gesetzliche Standards zur Personalbemessung in den USA (Quelle: Eigene Berechnungen auf
der Basis von Collier und Harrington 2008; Harrington et al. 2012; Lin 2014)

Charakter Summe?

USA Status quo® 3,9
Hartford-Kommission 4,55

CcMs

Empfehlung
Empfehlung 4,1

Relation® Fachkréfte© Fachkraftquoted
1:2,1 1,5 39 %
1:1,8 1,7 37 %
1:2,0 1,35 33 %

2 Gesamtstunden direkter Pflege pro Pflegebediirftigem pro Tag in einer Einrichtung mit 100 Pflegebediirftigen
b Umrechnung in Relation Pflegekraft pro Pflegebediirftigem auf der Basis eines Acht-Stunden-Arbeitstages

¢ Gesamtstunden direkter Pflege pro Tag durch RNs und LPNs
d Anteil Gesamtstunden direkter Pflege durch RNs und LPNs

€ Tatsachliche Ausstattung der Einrichtungen im Jahr 2010

Pflegequalitit empfahl das Center of Medicare and
Medicaid Services im Jahr 2001 eine Untergrenze
von 4,1 Stunden direkter Pflege pro Pflegebediirt-
tigem - davon 1,35 Stunden durch Pflegefachkrifte
(Collier und Harrington 2008). Dieses Mindestni-
veau wird zumindest im landesweiten Durchschnitt
nicht erreicht (vgl. @Tab. 14.1 und Harrington et al.
2012).

14.2.2 Gesetzliche Personalbemessung
und Pflegequalitadt in den USA

Der Einfluss der oben beschriebenen gesetzlichen
Standards zur Personalbemessung ist in den USA
umfangreich untersucht worden. Die identifizierten
Studien unterscheiden sich vor allem danach, wel-
che Bundesstaaten jeweils eingeschlossen wurden.
Am umfassendsten ist natiirlich der Ansatz, samtli-
che Bundesstaaten mit gesetzlich vorgeschriebenen
Mindeststandards zu untersuchen (Bowblis 2011;
Park und Stearns 2009).

Danach fithren Mindeststandards wie erwartet
zu Neueinstellungen in Pflegeeinrichtungen. Die
Anzahl von direkten Pflegestunden pro Pflegebe-
diirftigem steigt signifikant. Eingestellt werden vor
allem Pflegehilfskrifte (certified nursing assistants
(CNAs)), wihrend der Anstieg von Fachkriften
(registered nurses (RNs) und licensed practice
nurses (LPNs)) deutlich geringer ist — die Fach-
kraftquote sinkt. Diese Verschlechterung des Skills-
Mixes tritt jedoch nicht in solchen Pflegeeinrich-
tungen auf, die in tiberdurchschnittlichem Ausmaf3
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vom Offentlichen Versicherungsprogramm Medi-
caid abhéngig sind (Bowblis 2011).

Der Effekt von Mindeststandards in der Perso-
nalbemessung auf die Pflegequalitdt ist insgesamt als
ambivalent zu beurteilen. Einerseits sind hohere
Mindeststandards mit geringeren Inzidenzen von
Druckgeschwiiren und Hautausschldgen assoziiert.
Ein umgekehrter Effekt ist fiir das Auftreten von In-
kontinenz und Gewichtsverdnderungen nachzuwei-
sen (Bowblis 2011). Durchgingig sind jedoch hohere
Mindeststandards mit einer geringeren Anzahl von
Mangelriigen assoziiert (Park und Stearns 2009).*

Auch zeigt sich, dass Einrichtungen mit einer
grofleren Abhédngigkeit von Medicaid besser ab-
schneiden als Einrichtungen, in denen vor allem
Selbstzahler leben. Die Erkldrung fiir diesen Effekt
dirfte darin liegen, dass Medicaid zusitzliche Fi-
nanzmittel fir zusitzliches Personal zur Verfiigung
stellt — hohere Marktpreise zur Finanzierung von
zusétzlichem Personal jedoch nicht realisierbar sind
(Bowblis 2011).

Eine vergleichsweise aktuelle Studie hat sich
auf die Effekte gesetzlicher Mindeststandards in
den Bundesstaaten Arkansas, Delaware, Florida,
Iowa, Maine, Mississippi, Ohio und Kalifornien
beschrinkt. Positive Effekte auf die Pflegequalitit

4 Bei den jahrlichen Inspektionen der Pflegeeinrichtungen
werden insgesamt 180 mdgliche Mangel geprift. Die In-
spektion fihrt zu einer Einstufung der jeweiligen Einrich-
tung von der Stufe A (isolierte Méngel, keine Gefahrdung
der Pflegebediirftigen: 0 Punkte) bis hin zur Stufe L (aktu-
elle Gefahrdung der Pflegebeddrftigen in groBem MaR-
stab: 150 Punkte).
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(Anzahl von Mingelriigen, Anteil von Pflegebe-
dirftigen von Druckgeschwiiren und Kontraktu-
ren) lassen sich nur dann messen, wenn die gesetz-
liche Personalbemessung auch zur Neueinstellung
von registered nurses — also den Pflegekriften mit
dem hochsten Qualifikationsniveau — fithrt. Die
Neueinstellung von Pflegekriften mit niedrigerem
Qualifikationsniveau fithrte erwartungsgemifd zu
keiner Verbesserung der Pflegequalitit (Lin 2014).
Zu dhnlichen Ergebnissen kommt eine Studie in
den Bundesstaaten Ohio, Kansas, Maine, Mississippi
und South Dakota. Danach fiihrt nur die Neuein-
stellung von registered nurses zu einem Riick-
gang von Druckgeschwiiren und Harnwegsinfekten
(Konetzka et al. 2008). Umgekehrt ist ein niedriger
Anteil von Fachkriften mit einer hoheren Anzahl
von Mingelriigen, vermeidbaren Krankenhausein-
weisungen, einer vermehrten Verordnung von An-
tidepressiva und einem Anstieg von Fixierungen
assoziiert (Collier und Harrington 2008).

Der Effekt der Einfithrung von Standards zur
Personalbemessung in Ohio und Kalifornien ist
durchaus zwiespaltig. Einerseits ist die Anzahl der
Pflegestunden pro Pflegebediirftigem wie vom
Gesetzgeber gefordert signifikant und nachhaltig
angestiegen. Dies gilt besonders fiir Einrichtungen,
die vor Verschirfung der Personalstandards beson-
ders weit von den neuen Mindeststandards entfernt
waren. Gleichzeitig geht dieser Anstieg andererseits
auch hier vor allem auf die zusitzliche Einstellung
von geringer qualifizierten LPNs und CNAs zurick.
Das bedeutet, dass vor allem Beschaftigte mit einem
geringeren Qualifikationsniveau und mit niedrige-
ren Lohnkosten eingestellt wurden. Der Skills-Mix
in den Einrichtungen hat sich demnach auch hier
verschlechtert. Vor diesem Hintergrund ist es dann
auch wenig tberraschend, dass nur ein geringer
Effekt der Mindeststandards im Hinblick auf harte
Qualitdtsindikatoren gemessen werden konnte.
Zwar ist der Anteil der Pflegebediirftigen mit Mus-
kelkontrakturen nach der Einfithrung der Mindest-
standards genauso zuriickgegangen wie die Anzahl
der Mingelriigen - ein signifikanter Einfluss auf
andere harte Indikatoren fiir Pflegequalitét (Anteil
der Pflegebediirftigen mit Druckgeschwiiren, anti-
psychotischer Medikation, Kathetern und Fixierun-
gen) konnte nicht gemessen werden (Chen und
Grabowski 2015).
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Lediglich in Florida fiihrte auch die Neueinstel-
lung von CNAs zu einer Verbesserung der Pflege-
qualitdt in Form von weniger Méngelriigen (Hyer et
al. 2011). Dieser Sondereffekt wird damit begriin-
det, dass die Umsetzung der Standards zur Perso-
nalbemessung von einer umfassenden politischen
Strategie zur Verbesserung der Qualitit in Pflege-
heimen begleitet wurde. Mit anderen Worten héngt
die Wirksamkeit der Einfithrung von gesetzlichen
Standards zur Personalbemessung auch davon ab,
ob diese Standards wirkungsvoll tiberpriift und
hinreichend finanziert werden (Bowblis 2011; Hyer
et al. 2009).

Eine weitere wichtige Erkenntnis tragt eine
Studie zum Zusammenhang zwischen gesetzlichen
Vorgaben zur Personalbemessung, Skills-Mix und
Pflegequalitit aus dem Bundesstaat Kalifornien bei.
Danach fithrt ein hoherer Anteil von Fachkriften
nur dann zu positiven Auswirkungen auf die Pflege-
qualitdt, wenn das Beschaftigungsniveau innerhalb
der Pflegeeinrichtung insgesamt — auch unter Be-
riicksichtigung von Pflegehilfskriften — hoch ist.
Wenn das Beschiftigungsniveau insgesamt niedrig
ist und bleibt — hier operationalisiert als unter dem
gesetzlichen Mindeststandard liegend -, dann fiihrt
auch die vereinzelte Neueinstellung von Fachkraf-
ten (in diesem Fall von RNs) nicht zu positiven
Effekten auf die gemessene Pflegequalitit. Dieser
Effekt lasst sich dadurch erklédren, dass Fachkrifte
zwar eine entscheidende Rolle fiir die Qualitats-
sicherung in einer Pflegeeinrichtung spielen - in
den USA durch die herausgehobene Bedeutung von
RNs noch mehr als in Deutschland -, diese aber
dazu auf einen hinreichenden Personalbestand zur
Erfiilllung der téglichen Aufgaben angewiesen sind.
Insbesondere schwerwiegende Méngel lassen sich
demnach trotz hoher Fachkraftquote bei einem
nicht addquaten Personalbestand nicht hinreichend
vermeiden (Kim et al. 2009).

14.2.3 Ubertragbarkeit und Schluss-
folgerungen

Aus Sicht der Autoren lassen sich aus den oben
dargestellten Erkenntnissen trotz aller Unter-
schiede zwischen den USA und Deutschland - vor
allem hinsichtlich der Qualifizierung von Pflege-
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14.3 - Anforderungen an gesetzliche Personalbemessung in der stationaren Langzeitpflege

kriften® - die folgenden drei zentralen Schlussfol-
gerungen ableiten:

Erstens fithren gesetzliche Vorgaben fiir Min-
deststandards bei der Personalbemessung grund-
sdtzlich zu einer verbesserten Personalausstattung
in Pflegeheimen. Die gilt vor allem in denjenigen
Einrichtungen, die vor Einfithrung der Mindest-
standards besonders weit von den extern gesetzten
Werten entfernt waren.

Zweitens entstehen positive Effekte auf die Pfle-
gequalitdt vor allem durch die Neueinstellung von
Pflegefachkriften. Die Einrichtungen in den USA
investieren zur Erfillung der Mindeststandards je-
doch vor allem in die Neueinstellung von Pflege-
hilfskréiften. Dies gilt zumindest dann, wenn der
Gesetzgeber die Fachkraftquote auf dem niedrigen
US-amerikanischen Niveau ansetzt und keine hin-
reichenden zusdtzlichen Mittel zur Finanzierung
von Fachkriften zur Verfiigung stellt. Eine fachlich
hochwertige Versorgung setzt daher die Vorgabe
einer ambitionierten Fachkraftquote und eine hin-
reichende Finanzierung der Einrichtungen voraus.
Im Rahmen des deutschen Finanzierungssystems
wiirde dies bedeuten, dass sowohl die Versiche-
rungstrager als auch die Tréger der Sozialhilfe und
die Pflegebediirftigen selbst zusitzliche finanzielle
Belastungen zur Finanzierung einer addquaten
Personalausstattung in den Einrichtungen tragen
miissten.

Drittens ist die Entwicklung der Mindeststan-
dards zur Personalbemessung in den USA aus deut-
scher Sicht insofern vorbildhaft, als dass zumindest
die Empfehlungen auf der vorliegenden Evidenz und
auf der Basis umfangreichen Datenmaterials zum
Zusammenhang von Personalausstattung und Pfle-
gequalitdt beruhen. Die Mindeststandards in den
einzelnen Bundesstaaten liegen allerdings teilweise
deutlich unter diesen Empfehlungen - was durch
politische und finanzielle Restriktionen erklarbar
sein diirfte - und haben daher fiir die Entwicklung
von vergleichbaren Mindeststandards in Deutsch-
land nur eine eingeschrinkte Vorbildfunktion.

5 Zu berlcksichtigen ist einerseits, dass das Qualifikations-
niveau der RNs deutlich oberhalb der fachschulisch aus-
gebildeten Pflegekrafte in Deutschland liegt. Andererseits
verftigen die LPNs, die in den USA zu den Fachkraften ge-
zahlt werden, Uber ein deutlich geringeres Ausbildungs-
niveau als die Fachkréfte in Deutschland.

143 Anforderungen an gesetzliche
Personalbemessung in der
stationdren Langzeitpflege

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem neuen § 113c
SGB XI erstmals die Entwicklung und Erprobung
eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur
einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in
Pflegeeinrichtungen normiert. Dies soll bis spites-
tens zum 30. Juni 2020 erfolgen. Im Laufe des Ge-
setzgebungsprozesses sind die Regelungen zum
Verfahren aber auch im Hinblick auf die Anforde-
rungen an eine einheitliche Personalbemessung
deutlich ausfiihrlicher und konkreter gefasst wor-
den (Deutscher Bundestag 2015). Danach soll ge-
maf3 § 113c Abs. 1 SGB XI ein strukturiertes, empi-
risch abgesichertes und valides Verfahren auf der
Basis des durchschnittlichen Versorgungsaufwands
firr direkte und indirekte pflegerische Mafinahmen
unter Beriicksichtigung der fachlichen Ziele des
neuen Pflegebediirftigkeitsbegriffs entwickelt wer-
den. Ziel ist die Ermittlung einheitlicher Maf3stabe,
die insbesondere Qualifikationsanforderungen,
quantitative Bedarfe und die fachliche Angemes-
senheit der Mafinahmen berticksichtigen.

Die Formulierungen des Gesetzes decken sich
weitgehend mit dem wissenschaftlichen Verstind-
nis, wonach Personalbemessungssysteme auf einem
fachlichen Verstandnis aufbauen miissen, das dem
aktuellen Stand des Wissens entspricht. Zudem soll-
ten Berechnungsverfahren und Bezugsgrofien ein-
bezogen werden, die so weit wie moglich wissen-
schaftlich abgesichert sind. Die Einfithrung eines
neuen Pflegebediirftigkeitsbegriffs stellt in diesem
Zusammenhang eine wichtige Rahmenbedingung
fiir die Entwicklung eines umfassenden Instru-
ments zur Abbildung des Personalbedarfs und
damit zur Personalbemessung dar, weil mit dem
neuen Pflegebediirftigkeitsbegriff ein deutlich um-
fassenderer Leistungsbedarf abgebildet werden
kann. Letztlich muss ein Personalbemessungssys-
tem praktikabel und transparent sein — sowohl fiir
die Aufsichtsbehorden als auch fiir die Vertrags-
partner (Wingenfeld 2010, S. 17).

Alleine die »Etablierung und Erprobung eines
wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur ein-
heitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pfle-
geeinrichtungen« gemédf3 § 113c SGB XI wird jedoch
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weder die Personalausstattung in den Einrichtun-
gen verbessern noch positive Effekte auf die Pflege-
qualitdt nach sich ziehen. Weitere entscheidende
Faktoren fiir die Effektivitit von Personalbemes-
sungssystemen sind aus Sicht der Autoren vor allem
die Durchsetzungstahigkeit bzw. Sanktionierbarkeit
von Personalbemessungssystemen, deren Finan-
zierbarkeit und die Einheitlichkeit der Umsetzung
in den Bundesliandern.

Erstens miissten daher die zustandigen Behor-
den in den Bundesldndern dazu verpflichtet wer-
den, die Einhaltung des postulierten Personalbe-
darfs regelméflig und regelhaft zu iiberpriifen und
ggf. auch zu sanktionieren. Mogliche Sanktionen
konnten - dhnlich wie in den USA - spiirbare Geld-
strafen bis hin zum Entzug der Zulassung sein.
Auflerdem sollten die Landesbehorden dazu ver-
pflichtet werden, die Personalausstattung in den
Einrichtungen als Qualitatsindikator zu veroffent-
lichen.

Die Erfahrungen aus den USA zeigen zweitens,
dass die Verschiarfung der gesetzlichen Standards
und deren Uberpriifung bzw. Sanktionierung allein
nicht zu den gewiinschten Auswirkungen auf Per-
sonalausstattung und Pflegequalitét fithren. Dort
sehen sich die Einrichtungen offensichtlich nicht in
der Lage, die zusitzlichen Kosten durch steigende
Preise - insbesondere fir die Selbstzahler - zu re-
finanzieren. Diese Situation lasst sich durchaus
mit der Situation in Deutschland vergleichen. Ver-
schdrfte Standards in der Personalbemessung miis-
sen daher hinreichend Beriicksichtigung in den
Pflegesatzverhandlungen zwischen Einrichtungen
und Kostentriagern finden. Andernfalls werden ins-
besondere Einrichtungen mit starker regionaler
Konkurrenz und mit angespannter finanzieller Situ-
ation nicht in der Lage sein, die geforderten zusétz-
lichen Stellen zu schaffen oder vor allem in preis-
werte Hilfskrifte investieren.

Eine hinreichende Finanzierung verscharfter
Personalstandards wiirde mittel- bis langfristig zu
finanziellen Belastungen fiir alle Finanzierungstra-
ger fithren. Im gegenwirtigen Finanzierungssystem
wiren dies vor allem die Trager der Pflegeversiche-
rung (gesetzlich und privat), die Tréger der Sozial-
hilfe und letztlich auch die Pflegebediirftigen selbst.
Die Hohe der mittel- bis langfristigen finanziellen
Belastungen fiir die Finanzierungstrager wird da-

von abhdngen, welche Standards bei der Perso-
nalbemessung etabliert werden und in welcher
Geschwindigkeit die notwendigen Stellen besetzt
werden konnen. In diesem Zusammenhang ist
aufSerdem auf die ernstzunehmende Gefahr zu ver-
weisen, dass wissenschaftlich abgeleitete Standards
zur Personalbemessung aus Finanzierungsgriinden
nur in abgeschwichter Form Eingang in landes-
rechtliche Regulierungen finden werden.

Auch vor diesem Hintergrund ist daher aus
Sicht der Autoren die Einheitlichkeit der Umset-
zung eine wichtige Voraussetzung fiir die Festle-
gung von Mindeststandards zur Personalbemes-
sung. Sowohl in Deutschland als auch in den
USA fuhrt die Zustandigkeit der Bundeslander fiir
die Personalstandards zu einem »Flickenteppich«
unterschiedlicher Regelungen. Es ist jedoch nicht
ersichtlich, aus welchen inhaltlichen Griinden sich
Vorgaben zur Personalbemessung in einzelnen
Bundesldndern bzw. Bundesstaaten unterscheiden
sollten. Es ist vielmehr anzunehmen, dass die dar-
gestellten Unterschiede politische bzw. vor allem
finanzielle Griinde haben. Diese Unterschiede sind
nicht mehr zu rechtfertigen, wenn ein empirisch
abgeleiteter Personalstandard verfiigbar ist.

14.4 Fazit

Die Evidenz aus den USA zu den Auswirkungen ge-
setzlicher Personalbemessung in der Langzeitpflege
zeigt, dass positive Effekte auf die Pflegequalitit vor
allem durch die Neueinstellung von Pflegefachkraf-
ten entstehen. Es besteht jedoch die Gefahr, dass
Einrichtungen zur Erfiillung der Mindeststandards
vor allem in die Neueinstellung von Pflegehilfskrf-
ten investieren. Eine fachlich hochwertige Versor-
gung setzt daher die Vorgabe einer ambitionierten
Fachkraftquote und eine hinreichende Finanzie-
rung der Einrichtungen voraus. Im Rahmen des
deutschen Finanzierungssystems wiirde dies bedeu-
ten, dass sowohl die Versicherungstrager als auch
die Tréger der Sozialhilfe und die Pflegebediirftigen
selbst zusitzliche finanzielle Belastungen zur Finan-
zierung einer addquaten Personalausstattung in den
Einrichtungen tragen miissten.

Die Entwicklung der Mindeststandards zur Per-
sonalbemessung in den USA ist aus deutscher Sicht
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insofern vorbildhaft, als dass zumindest die Emp-
fehlungen auf der vorliegenden Evidenz und auf der
Basis umfangreichen Datenmaterials zum Zusam-
menhang von Personalausstattung und Pflegequali-
tat beruhen. Die Mindeststandards in den einzelnen
Bundesstaaten liegen teilweise deutlich unter diesen
Empfehlungen - was durch politische und finanzi-
elle Restriktionen erklirbar sein diirfte - und haben
daher fiir die Entwicklung von vergleichbaren
Mindeststandards in Deutschland nur eine ein-
geschriankte Vorbildfunktion.

Grundsitzlich ist zu begriiflen, dass mit dem
PSG II der Gesetzgeber erstmals die Entwicklung
und Erprobung eines wissenschaftlich fundierten
Verfahrens zur einheitlichen Bemessung des Perso-
nalbedarfs in Pflegeeinrichtungen normiert. Die
derzeitigen Reglungen sind in diesem Zusammen-
hang vollig ungeniigend. Allein die Entwicklung
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eines wissenschaftlich validierten Verfahrens zur
Personalbemessung wird jedoch weder die Perso-
nalausstattung in den Einrichtungen erh6hen noch
die Pflegequalitit verbessern. Dazu miissten erstens
die zustindigen Behorden in den Bundeslindern
dazu verpflichtet werden, die Einhaltung des postu-
lierten Personalbedarfs zu tiberpriifen und ggf. auch
zu sanktionieren. Zweitens miissten verscharfte
Standards in der Personalbemessung daher hinrei-
chend Berticksichtigung in den Pflegesatzverhand-
lungen zwischen Einrichtungen und Kostentrigern
finden. Drittens ist die Einheitlichkeit der Umset-
zung in den Bundeslindern eine wichtige Voraus-
setzung fiir die Festlegung von Mindeststandards
zur Personalbemessung, um den bestehenden,
sachlich nicht zu rechtfertigenden »Flickenteppich«
von landesgesetzlichen Reglungen auch in der Zu-
kunft zu verhindern.
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org/licenses/by/4.0/deed.de) verdffentlicht, welche die Nutzung, Vervielfaltigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die urspriinglichen Autor(en) und die Quelle ordnungsgemaf nennen,
einen Link zur Creative Commons Lizenz beifiigen und angeben, ob Anderungen vorgenommen wurden.

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen ebenfalls der genannten Creative Commons
Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten
Creative Commons Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist fiir die oben
aufgefiihrten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des jeweiligen Rechteinhabers einzuholen.

Literatur

Bostick JE, Rantz MJ, Flesner MK, Riggs CJ (2006). Systematic
review of studies of staffing and quality in nursing
homes. J Am Med Dir Assoc 7(6):366-376

Bowblis JR (2011) Staffing Ratios and Quality: An Analysis
of Minimum Direct Care Staffing Requirements for
Nursing Homes. Health Services Research 46(5):1495-
1516

Chen MM, Grabowski DC (2015) Intended and Unintended
Consequences of Minimum Staffing Standards for
Nursing Homes. Health Economics 24(7):822-839

Collier E, Harrington C (2008) Staffing Characteristics,
Turnover Rates, and Quality of Resident Care in Nursing
Facilities. Research in Gerontological Nursing 1(3):
157-170

Deutscher Bundestag (2015) Beschlussempfehlung und
Bericht des Ausschusses fir Gesundheit (14. Ausschuss)
zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung — Druck-
sachen 18/5926, 18/6182, 18/6410 Nr. 2 — Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Starkung der pflegerischen Ver-

sorgung und zur Anderung weiterer Vorschriften
(Zweites Pflegestarkungsgesetz - PSG II). Berlin, Druck-
sache 18/6688 vom 11.11.2015

GreB S, Stegmiiller K (2016) Gesetzliche Personalbemessung
in der stationdren Altenpflege: Gutachterliche Stellung-
nahme fir die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di). Fulda, pg-papers: Diskussionspapiere aus dem
Fachbereich Pflege und Gesundheit 1/2016

Harrington C et al (2012) Nursing Home Staffing Standards
and Staffing Levels in Six Countries. Journal of Nursing
Scholarship 44(1):88-98

Hyer K, Temple A, Johnson CE (2009) Florida’s efforts to
improve quality of nursing home care through nurse
staffing standards, regulation, and Medicaid reimburse-
ment. J Aging Soc Policy 21(4):318-337.

Hyer K et al (2011) The Influence of Nurse Staffing Levels on
Quality of Care in Nursing Homes. The Gerontologist
51(5):610-616

Kim H, Harrington C, Greene WH (2009) Registered nurse
staffing mix and quality of care in nursing homes:

a longitudinal analysis. Gerontologist 49(1):81-90



162 Kapitel 14 - Personalausstattung, Personalbemessung und Qualitét in der stationdren Langzeitpflege

Konetzka RT, Stearns SC, Park J (2008) The staffing-outcomes
relationship in nursing homes. Health Serv Res
43(3):1025-1042

Lin H (2014) Revisiting the relationship between nurse
staffing and quality of care in nursing homes: An instru-
mental variables approach. Journal of Health Economics
37:13-24

Park J, Stearns SC (2009) Effects of state minimum staffing
standards on nursing home staffing and quality of care.
Health Serv Res 44(1):56-78

Spilsbury K, Hewitt C, Stirk L, Bowman C (2011) The relation-
ship between nurse staffing and quality of care in
nursing homes: A systematic review. International Jour-
nal of Nursing Studies 48(6):732-750

Wingenfeld K (2010) Grundlagen der Personalbemessung
in vollstationdren Pflegeeinrichtungen. GKV-Spitzenver-
band der Pflegekassen, Berlin



	Personalausstattung, Personalbemessung und Qualität in der 
stationären Langzeitpflege
	14.1 Hintergrund
	 14.2 Zusammenhang gesetzlichePersonalbemessung und Pflegequalität

	14.2.1 Maßnahmen zur gesetzlichen
Personalbemessung in den USA
	14.2.2 Gesetzliche Personalbemessung
und Pflegequalität in den USA
	14.2.3 Übertragbarkeit und Schlussfolgerungen


	14.3 Anforderungen an gesetzliche Personalbemessung in der stationären Langzeitpflege

	14.4 Fazit
	Literatur




